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Die Redaktion überläßt die Verantwortung für alle mit 
Namen erjcheinenden Schriften den Herren Verfaſſern. 
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— er nachſtehende Aufſatz iſt, ſeinem weſentlichen Beſtande 
— nach, ſofort auf die Einbringung des Windthorſtſchen 
Schulantrags ins preußiſche Abgeordnetenhaus verfaßt und im „Deuts 
Ihen Wochenblatt” vom 98. Febr. c. veröffentlicht worden. So 
zwiichen hat am 27. die Verhandlung des Antrages ſtattgefun A 
und hat, wie vorauszujehen war, mit der Verwerfung desjelben ge 
endet; nur die Polen, Dünen und Welfen haben auf ſeiten BE 
Centrumspartei gejtanvden. Gleichwohl würde man ſehr irren— Be 
man die Ansprüche dieſer Partei an die preußtiche Volksſchule Dan 
für erledigt halten wollte. Wielmehr hat der Urheber des An 
\ogleich angekündigt, daß er denjelben jo lange wiederholen — 
bis er endlich damit durchgedrungen, und hat ſich mit der — 
Verhandlung, obwohl er deren verneinendes Ergebnis — 
„außerordentlich zufrieden“ erklärt. Gehört dieſe a, en 
einigermaßen zu jener befannten Taktik, ſo muß doch Aue 
werden, daß fie nicht ohne allen Grund it. Dffenbat — die 
Freunde des Antrages beſſer vorbereitet als ſeine Gegner; die let 2 
hatten nicht einmal die Zeit gefunden, fich über eine — — 
ordnung zu verſtändigen, und ſo hat der Antrag bei vielem — 
was gegen ihn geſagt worden iſt, doch eine ſo gründliche und a 5 
feitige Beleuchtung nicht gefunden, wie fie zur Bildung der öffentlichen 
Meinung im Lande zu wünjchen gewejen wäre. Auch vechneten die 

Flugſchriften des Ev. Bundes. 28. 1 


Zugſchriften des Evangelifdien Bundes, 
T. Serie (Heft 1—12) zujammengenommen 2 ME, 


1. Der Evangeliihe Bund zur Wahrung der deutjch- 
tiſchen Intereſſen. Seine Berechtigung und ſeine Yufgaben Kane 
Dr. Bärwinfel, Raftor in Erfurt. (25 Pig.) 2. Römische Triumph. 
Bon Dr. 9. Baumgarten, Brofefjor der Geſchichte in Stragpn)e, 
(20 Pig.) 3. Die unfihtbare Kirche und Nom. Bon Prof. D. &. W Be 
geiſtlicher Inſpektor in Pforta. (20 Pig) 4 Der Friedensihfut 
swiichen Deutichland und Nom. Bon W. Beyſchlag, D. u. Prof uB 
Theologie in Halle. (20 Big.) >. Ein Streifzug durch Die ultvamontanc 
Preffe. Yon Dr. Ottomar Lorenz. (29. Pig.) 6. Die Möglichkeit 
eines ehrlichen und gejegneten Zuſammenwirkens bon Eirchlich - Fonfer 
vativen und liberalen Elementen im Evangelijchen Bund. Bon PB. W — 
Defan in Blaubeuren. (15 Pig.) 7 Welche Aufgaben erwachſen den 
geijtlihen Amte aus der gegenwärtigen Angriffsitellung Roms? Won 
$Brof. D. 2. Witte, geijtl. Inſp. in Pforta. (25 Pig.) 8. Der Evan A 
Bund in Frankfurt. I. Predigt, gehalten in der Paulsfirche zu Frank. 
furt a/M. Von 8. 9. Vieregge, Pfarrer zu Bonn. (10 Big.) 
9. Der Evang. Bund in Frankfurt. II. Eröffmungsrede bei der öffent- 
fichen Verfammlung. Bon Graf Wingingerode- Bodenftein. 
(10 Pfg.) 10. Der Evangelijche Bund in Frankfurt. III. Rede über 
die Aufgaben und den Charakter des GSvangeliihen Bundes, Ron 
D. &. Fride, Geh. Kirchenrat, ord, Prof. Der Theol. in Leipzig. 
(15 Pig) 11. Zehn Zahre preußiſch-deutſcher Kirchenpolitif. Won 
D. N. W. Lipfius, Geh. Kirchenrat, Profeffor der Theologie in Jena. 
(20 Big.) 12. Die Reformation und Das deutſche Volksſtum. Won 
Julius Werner, Pfarrer in Hohenthurm bei Halle a. ©. (20 Pig.) 


Fortſetzung auf der dritten Umjchlagjeite.) 
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Antragjteller, wenn nicht für die Gegenwart, jo doch für die Zufunft 
auf gewiſſe Sympathieen auf evangelijch-Fonfervativer Seite, und wenn 
ihnen diejelben im Landtage bei der augenblidlichen Parteigruppierung 
und gegenüber den formulierten Forderungen verJagt wurden, jo ber 
greift man doc eine Rechnung, welche diejes Nein noch nicht für ein 
unbedingtes und endgültiges nimmt. In der That find auch in 
evangelijch-Firchlichen Kreifen über das Berhältnis von Kirche und 
Schule Anfprühe und Stimmungen vorhanden, auf deren Bundes: 
genofjenjchaft das Gentrum bis zu einem gewijjen Grade rechnen zu 
fönnen jcheint und um derentwillen eine weitere Erörterung der Ans 
gelegenheit Bedürfnis jein möchte. Dazu kommt, daß dieſe Ange 
legenheit auch gejetgeberifch eine unfertige ijt: wir haben Zweifel 
darüber vernommen, wieviel von den einjchlägigen Verfaſſungs— 
beftimmungen „aktuelles Recht”, oder noch erjt auszuführendes Princip 
fei; man war weithin darüber einig, daß der gegenwärtige Zuftand, 
der noch immer währende Mangel des in Ausficht genommenen Unter- 
richtsgejeßes den wechſelnden Minifterien einen bedenklichen Spielraum 
gebe, nah fehr verſchiedenen Auffafjungen zu verfahren: Furz, das 
ſtaatsrechtiiche Verhältnis von Kirche und Schule iſt auch jeitens der 
Geſetzgebung und Berwaltung keineswegs jo ausgentacht, um unter 
gewiffen politifchen und parlamentarijchen Zufunftsmöglichkeiten nicht 
für die Beftrebungen des Centrums Ausfichten auf Erfolg zu er: 
öffnen. Unter folhen Umftänden ift es dringend wünjchenswert, daß 
ſowohl in evangelifchen wie in vaterländisch=gefinnten katholiſchen 
Kreifen über die Unzuläffigteit jener Beftrebungen eine fejte und Flare 
Ueberzeugung fich ausbilde, und um hierzu nach Kräften beizutragen, 
laſſe ich meinen aus dem Erfordernis des Augenblids geborenen Auf- 
ja mit einigen Erweiterungen und Anmerkungen, wie die Stenntnis- 
nahme der LZandtagsverhandlungen fie mir an die Hand giebt, Hier 
nochmals für einen weiteren Lejerfreis ausgehen. 


Der von Jämtlichen Centrumsmitgliedern unterjchriebene, alfo im 
Namen der römijch-Fatholifchen Bevölkerung eingebrachte Antrag lautete 
wie folgt. „Das Haus der Abgeordneten wolle bejchliefgen: die Kal. 
Regierung aufzufordern, dem Landtag baldigſt den Entwurf eines 
Geſetzes vorzulegen, Durch welches den Kirchen und ihren Organen in 
betreff des religiöfen Unterrichts in den Volksſchulen diejenigen Be— 
fugniffe in vollem Umfang gewährt werden, welche Die Berfafjungs- 
urfunde in Art. 24 denjelben durch den Sat: „Den religiöfen 
Unterricht in der Volksſchule leiten Die betreffenden Religionsgeſell— 
haften” zugefichert hat, und dabei, dem urjprünglichen Sinne dieſer 
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Zuficherung entjprechend, insbejondere auf Feſtſtellung folgender Rechte 
Bedacht zu nehmen: 1) In das Amt des Bolksjchullehrers dürfen nur 
Perſonen berufen werden, gegen welche die Eirchliche Behörde in 
kirchlich-religiöſer Hinficht Feine Einwendung gemacht hat. Werden 
jpäter folche Einwendungen erhoben, jo darf der Lehrer zur Erteilung 
des Neligionsunterrichts nicht weiter zugelafjen werden. 2) Diejenigen 
Drgane zu bejtimmen, welche in den einzelnen Volksſchulen den Reli— 
gionsunterricht zu leiten berechtigt find, ſteht ausjchliehlich den kirch— 
lichen Dberen zu. 3) Das zur Leitung des Religionsunterrichts 
berufene kirchliche Organ ift befugt, nad) eigenem Ermeſſen den jchul- 
planmäßigen Religionsunterricht jelbjt zu erteilen, oder dem Neligions- 
unterricht des Lehrers beizumohnen, in dieſen einzugreifen und für 
dejfen Erteilung den Lehrer mit Weifungen zu verjehen, welche von 
[etsterem zu befolgen find. 4) Die Firchlichen Behörden beſtimmen 
die für den Neligionsunterriht und die religiöfe Uebung in den 
Schulen dienenden Lehr: und Unterrichtöbücher, den Umfang und 
Inhalt des fchulplanmäßigen religiöſen Unterrichtöftoffes und deſſen 
Nerteilung auf die einzelnen Klaſſen.“ 

Alfo mit Einem Worte: Der Kondominat der römischen Kirche 
mit dem preußifchen Staate in der Volksſchule. Man fapt jih an 
die Stirn, wenn man folche preußischen Landtagsanträge lieſt, und 
fragt fi: im welchem Lande und in welchem Zeitalter leben wir? 
In Belgien oder in Preußen? Im Mittelalter oder im 19. Jahr: 
hundert? Wenn die großen Begründer des preußiſchen Staates heute 
noch hören und reven fünnten, was würden fie dazu jagen? Ich 
fürchte, fie würden ihren Unwillen nicht in erfter Linie gegen die 
Urheber folcher Anträge kehren, fondern gegen uns Uebrige; fie würden 
uns zurufen: Habt ihr’s dahin gebracht mit unferer Schöpfung, daß 
man über unferen Gräbern ſolche Forderungen wagen fann? Das 
ift wenigftens der erfte, unmittelbare Eindrud, welchen der Antrag 
auf ein gufspreußifches Herz macht. Herr Windthorft ſeinerſeits hat 
dieſem Eindruck noch den Hohn hinzugefügt, den er ſich gegenüber 
den Vertretern des im Kampfe mit Rom beſiegten Staates, auf deren 
äußerfte Langmut er rechnen kann, zumeilen gönnt: er hat jeiner 
Darlegung diefer Forderungen das Selbitzeugnis hinzugefügt: „Bir 
find gar bejcheiden in unferen Ansprüchen”. (Stenographifcher Be- 
richt, ©. 622.) — | Ä 

Aber prüfen wir diefe Anfprüche ruhig und überlegjam. Und 
zwar, da fie die Schule angehen, zunächſt aus dem pädagogijchen 
Geſichtspunkt. Unfere Pädagogik fordert für die Schule eine innere, 
geiftige Einheit ſowohl des Unterrichts felber, als der ihn betreffen— 
den Gejeßgebung und Negierung, und e3 wird das für den Ver: 

1* 
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jtändigen faum einet Begründung bedürfen. Die Bildung und Er— 
ziehung, welche wir anſtreben, muß eine in ſich zuſammenſtimmende 
harmoniſche fein, wenn fie wahre Bildung und Erziehung werben 
Toll; alle dazu aufgewendeten Mittel müſſen zujammengreifen, und 
ſchon um des Vertrauens willen, welches den Eingang in das Snnen 
[eben des Kindes bedingt, darf Fein MWiderjpruh und Widerftreit 
in ihnen vorhanden fein. Soll das aud nur annähernd erreicht 
werden, jo muß der Lehrer in ſich felbft ein einhelliger Geift und 
Charakter fein, der nicht zweien Herren zu dienen hat; jo muß auch 
Geſetzgebung und Regiment des Schulwejens einhellig jein, alle 
Weiſungen möglichft aus Einem Geifte entjpringen. Diejen Lebens- 
nerv der Volksſchule durchjchneidet der Antrag. Zweierlei Autoritäten 
von ganz verjchtedenen Gefichtspunften ausgehend, wo nicht gat. 
einander mißtrauend und entgegenarbeitend, jollen über und in der 
Volksschule walten. Schon das für den Vertreter der Kirche ge— 
forderte Necht, in den Religionsunterricht „einzugreifen“, aljo den 
Lehrer vor jeiner Schulklaſſe zu reftifizieren, ijt pädagogijch unzu— 
läffig. Durch die geforderte Möglichkeit, dem ordentlichen Lehrer den 
Keligionsunterricht zu entziehen und denjelben jeitens eines „kirchlichen 
Drgans” in die Hand zu nehmen, würde in jedem Anmwendungsfalle 
der Zufammenhang und die Wechſelwirkung des religiöjen und des 
übrigen Unterrichts — dies Ideal jedes vernünftigen Pädagogen — 
zerftört. Es würde dem ordentlichen Lehrer das bejte und Höchfte 
Mittel der Einwirkung auf Die findlichen Gemüter entzogen; und ge= 
brandmarkt als ein religiös-kirchlich bedenklicher Mann jtände er feiner 
Gemeinde, feiner Klajje gegenüber. Uno welche Bürgjchaft für eine Zus 
jammenmirfung des Religionsunterrichts mit dem ſonſtigen Unterricht 
beſtände überhaupt noch, wenn nach zweierlei Weiſungen, zweierlei Me— 
thoden, zweierlei Tendenzen unterrichtet werden müßte! Der Religions— 
unterricht würde ſo ins Fanatiſche, der ſonſtige Unterricht ins Profane 
getrieben. Geiſt und Herz der Kinder würden durch die darauf ein— 
dringenden Widerſprüche verwirrt, ja vergiftet, und wie wäre der 
Lehrer, der zweien Herren dienen follte, mit feinen pädagogifchen 
Grundſätzen und Veberzeugungen, mit feinem Gewiſſen daran? — 
Ueberhaupt, was follte nach diejem Antrag aus unjerem Lehrerftand 
werden? Menn ein Veto der Kirchenbehörde ihm jederzeit den Reli— 
gionsunterricht entziehen, ja ihm die Anftellungsfähigfeit überhaupt 
von vornherein benehmen kann, dann wird der Lehrer in ein durch— 
aus knechtiſches Verhältnis zum Klerus heruntergedrücdt. Es ift nicht 
jedermanns Ding, in einem jolchen Verhältnis fein Leben hinzu— 
bringen, und wir bezweifeln zur Ehre unjeres Fatholifchen Volkes, 
dab wenn der Antrag Geſetz würde, unjere Schulbehörden noch Die 
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hinreichende Zahl von Aipiranten finden würden. Die fich aber 
fänden, wären fiher an Charakter und Begabung die Beiten nicht, 
gewiß nicht Die geeigneten Leute, herzenöfromme und geiſtesfreie 
Menschen zu bilden. — Wir können nicht umhin, einem noch all- 
gemeineren Bedenken Ausdruck zu geben. Unſere Volksſchule iſt ein 
Kind der Reformation, auch die katholiſche. Sie hat ſich am 
blühendſten entwickelt im Heimatlande der Reformation; ſie iſt am 
harinäckigſten vernachläſſigt worden in den ſpecifiſch-katholiſchen Län— 
dern, vor allem im Kirchenftaat. ‘) Auch der ſchuleifrigſte römiſche 
Orden, der Jeſuitenorden, hat für die Volksſchule immer am wenigſten 
übrig gehabt, und der römiſche Klerus ſteht durchſchnittlich, auch in 
katholifchen Ländern, in dem Nufe, die Volksſchule nad Kräften 
niederzuhalten. Der deutjche Staat, welcher die von ihm gejchaffene 
Volksfſchule dem Kondominat des römischen Klerus überliche, wäre 
der Narr, der fein Herzend- und Schmerzensfind einer mehr als 
zweifelhaften Pflegemutter anvertraute. 

Das führt mich hinüber auf den politijchen Gefichtspunft, unter 
welchem ein Antrag, der für die Kirche einen neuen Machtzumachs 
auf Koften des Staates begehrt, doch auch betradjtet werden muß. 
ft das Opfer an Macht, das dem Staate zugemutet wird, überhaupt 
erichwinglih? Nun, tiefer Fönnte das Anfehen des Staates in den 
Augen der Bevölkerung wohl kaum herabgewürdigt werben, als wenn 
in einer Staatsanftalt, die fo inmitten des Volkslebens fteht wie die 
Volksſchule, ein zweiter Souverän neben der Obrigkeit zu regieren, 
die Kirche dem Staat zu erlauben und zu verbieten hätte. Mühſam 
hat der Staat im Streite mit der römifchen Kirche wenigſtens das 
als Sinnbild feines Hoheitsrechtes über fie gerettet, daß er gegen ihre 
Pfarrernennungen ein Ginfpruchsrecht hat; und nun würde in Der 
Schule der Spieß umgekehrt: König Wilhelm wollte an einer Staats- 
anftalt einen Beamten ernennen, aber Se. Erzbifchöfl. Gnaden Herr 
Philippus Krementz erhöbe eine Einwendung dagegen, und ſo dürfte 
es der König nicht! Der Staat hätte mit feinen Mitteln einen 
Lehrer ausgebildet, aber er geftele dem Bifchof nicht, und jo könnte 
der Staat zufehen, wo er den in jeinem Sache unverwendbaren 





) ‚Wir wiſſen“, fagte der in dieſem Punkte bejonders ſachkundige Abg. 
Seyffarth im Landtag, „wie die ſchulfreundliche Abficht der Prieſterſchule 
in dem großen Prozentjah der des Leſens und Schreibens Unkundigen in 
alfen romanifchen Ländern ihren Ausdrud findet“. — Das Budget des 
Kirchenftaates Hatte 1859 fiebenmal mehr fir das Gefängnis als für das 
Schulweſen angejebt. Erft jeitdem protejtantijche Volksſchulen in Nom 
entjtanden jind, jucht Seo XIH, ihnen Konkurrenz zu machen. Dagegen 
ſorgt jegt für Volksſchulen der italieniihe Staat, — 
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Dann, an dem er jeine Koften verloren hätte, unterbrächte. Anderer— 
ſeits hätte er ſich's gefallen zu lajjen, daß die dem Bijchof genehmen 


Pfarrer oder Kapläne — die Staatsbehörde möchte ſie für noch ſo 
unfähig oder unwürdig halten — in ſeiner Schulanſtalt diktatoriſch 


aufträten, den ſtaatlich beſtellten Lehrer zurechtwieſen oder aus dem 
Religionsunterricht hinauswieſen. Was für Konflikte entſtehen würden 
wenn dieſe im Namen Gottes regierenden Herren ſich nun üebergriff⸗ 
erlaubten, die Lehrer chikanierten, die Kinder mit religiöſen Zumutungen 
überbürdeten, und überdies für den anſtatt der ungeeignet befundenen 
Lehrer übernommenen Religionsunterricht bezahlt ſein wollten, will 
ich nur beiläufig andeufen. Die Konflikte würden ſich fortfeßen auf 
dem Gebiete des Unterrichtsftoffes und der Lehrmittel, deren Bes 
ſtimmung Herr MWindthorft ausjchlieglich für die Firchlichen Dberen 
in Anſpruch nimmt. Der Staat kann jich veligtöje Lehrmittel wohl 
von der Kirche vorschlagen laſſen und ſich gegen die Kirche ver- 
pflichten, daß in dem Unterrichtsftoffe nicht3 ihrem Lehrbegriff Mider- 
itreitendes vorkommen jolle, aber mit nichten fann er Die Beltimmung 
der Lehrmittel und des Unterrichtsftoffes den Eirchlichen Oberen über- 
lajjen. Oder wie, wenn in diejelben etwa auch die jeſuitiſchen Moral— 
doktrinen des heiliggelprochenen und zum Doctor ecclesiae erklärten 
Alphons v. Liguori Aufnahme fänden, oder die Grundſätze der Durch das 
Vatikanum zur Kirchenlehre gewordenen Bulle Unam sanctam vom Rechte 
des Papſtes, Kaiſer und Könige abzujesen und die Unterthanen ihres 
Eides zu entbinden; oder die Anficht Sregor’s VII. vom Urfprung der 
Monarchie als einer „Anſtiftung des Teufels in Menſchen, die mit 
blinder Gier und unerträglicher Anmaßung über ihresgleichen zu herrſchen 
begehrten“?) — Aber auch hier läßt eine allgemeinere Betrachtung 
fich nicht abweifen. Was für geiftig wirkſame Bundesgenofjen Hat 
denn der preußiſche Staat im katholiſchen Volfsleben noch, ſeitdem 
er den verhängnisvollen Mifgriff begangen, Die freier und deutfcher 
gejinnten Priefter an die vatifanijche Gemiljensunterdrücung preiszus 
geben und fo zu toten Leuten, wo nicht zu feinen erbitterten Gegnern 
zu machen? Die Lehrer, die er bildet und anjtellt, möchten fo 
3) Briefe Gregor's VIL, 7, 21. Daß, auch dieſe ſchöne Anf 

ae törmifejerfeit heute wieder aufgefebt it — —— en 
fiden rar vom 2. März mitgeteilte Saß der „Katho— 
Aufficht über ——— und. der Srage, ob der Staat die oberjte 
hängt alto ab eligionsunterricht in den chulen hat, oder die Kirche, 
ſo ab von der Beftimmung der einzig richtigen Idee der Freiheit, 

iv ftehen alfo vor der Frage: werden die Menjchen durch die Kirche frei 
— oder durch den Staat, durch Gott oder durch den Teufel”. So 
selig, Kinenun Siripiefung auf die Volksſchullehrer gejchriebene Schul⸗ 














ziemlich die letzten einflußreichen Freunde ſein, die er dadrüben hat, 
— fo lange er ſie gegen die Herifale Unterjohung ſchützt. Noch 
wehren ſie fich, wie höchſt bemerkenswerte Kundgebungen gegen den 
MWindthorftichen Antrag uns gezeigt haben, gegen dieſe Unterjochung: 
man gebe den Tendenzen jenes Antrages nur eine Handbreit nach, 
und man wird auch dieſen Stand den ftaatlichen und nationalen 
Intereſſen entfremdet und zum Mithelfer der ultramontanen Agitatton 
gemacht haben. ') Ein noc größeres, tieferes Intereſſe hängt damit 
sufammen. Darüber fann doc) fein Tieferblidender fich täufchen, daß 
fein Wolf auf die Dauer bejtehen und gedeihen Fan, dem jede Ge— 
meinjchaft geiftiger Güter, jedes Gefühl lebendiger, prüderlicher Zu— 
Tammengehörigfeit abhanden kommt, und daß andererſeits der Ultra— 
montanigmus mit furchtbarer Energie und Konjequenz daran arbeitet, 
das politifch geeinte Deutſchland geiftig zu zerreipen und im katho— 
fischen Wolfe jedes Gefühl innerer Gemeinſchaft mit dem proteſtan⸗ 
tiſchen Volksteil auszurotten. Ja, was hat denn der Staat noch für 
ein geiſtiges Gegengewicht gegen dieſe entſetzlichen Beſtrebungen, was 
für ein gerade in die Tiefen des Volkslebens hinabreichendes geiſtige 
Machtmittel, die Einheit deutſcher Kultur und das einigende vaterz 
ländiſche Bewußtſein zu erhalten, als die von ihm, von ihm allein 
abhängige Volksſchule? Wird auch ſie an jene Richtung ausgeliefert, 
die Schon einmal, damit Rom triumphiere, Deutſchland an den Rand 
des Unterganges gebracht hat, dann Gutenacht deutſche Einheit und 


Zukunft! 

Sind wir denn nun, wie der Windthorſtſche Antrag behauptet, 
durch die Verfaſſungsurkunde rechtlich verpflichtet, uns in all dies 
Elend und Verderben zu ergeben, oder beſagt vielleicht die Verfaſſungs⸗ 
urkunde das gar nicht, was Herr Windthorſt aus ihr herauslieſt? 

Der hier in Betracht mmende Ärtikel 24 der Verfaſſungs⸗ 
urkunde lautet vollſtändig: „J. Bei der Einrichtung der öffentlichen 


1) Nach dem Eingeſtändnis der ultramontanen Preſſe macht em 
großer Teil der katholiſchen Lehrer, namentlich in Rheinland und Weſt— 
ialen, gegen die Windthorftichen Anträge Front. Im Krefeld haben a 
den leisten Wahlen — jehr abweichend von früherer Praxis — von IC 
fatholijchen Lehrern nur 40 fürs Centrum, dagegen 14 {iberal und 86 
gar nicht gewählt. Herr Windthorit hat bereitS für nötig gefunden, einen 
Einſchüchterungsverſuch gegen die fatholifchen Lehrer zu machen: er er— 
ffärte in der Verhandlung: „Ich bin der Meinung, daß ein katholiſcher 
Tehrer mit der katholiſchen Kirche in Konflikt fommt, wenn er in Bes 
ziehung auf den Neligtonsunterricht andere Anjchauungen hat als die, 
welche in dem Gentrumsantrage ji) ausiprechen.” Die Lehrer werden 
es bleiben, jo lange fie Hoffen dürfen, dab der Staat 
ſie ſchützt. 
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Volksſchulen find die Fonfejfionellen Verhältniſſe möglichſt zu berück— 
jichtigen. 2. Den religiöfen Unterricht in der Volksſchule leiten die 
betreffenden Religionsgefellfchaften. 3. Die Leitung der äußeren Anz 
gelegenheiten der Volksſchule jteht der Gemeinde zu. Der Staat 
jtellt unter gejetlich geordneter Beteiligung der Gemeinden aus der 
Bahl der Befähigten die Lehrer der öffentlichen Volksſchulen an.” 
In dieſer Geftalt ift Der Mrtifel aus den im Oktober 1849 an- 
geitellten Verhandlungen der Erjten und Zweiten Kammer über 
Revifion der Verfafjung vom 5. Dezember 1543 hervorgegangen. 
Da fih der MWindthorftfche Antrag auf den „urjprünglichen Sinn“ 
der in alinea 2 gemachten „Zuſicherung“ beruft, jo verlohnt es fich, 
auch den urjprünglichen Wortlaut des Artikels ſich zu vergegenwärtigen. 
Sn der Verfafjung von 1848 lautet ver entjprechende Artikel 21: 
„Die Leitung der äußeren Angelegenheiten der Volksſchule und die 
Mahl der Lehrer, welche ihre fittliche und technijche Befähigung den 
betreffenden Staatsbehörden zuvor nachgewiejen haben müjjen, ftehen 
der Gemeinde zu. Den religiöfen Unterricht in der Volksſchule be- 
jorgen und übernehmen die betreffenden Neligionsgejellichaften.” Die 
Revifion hat aljo die Anftellung der Lehrer, welche urjprünglich den 
bürgerlichen Gemeinden zugedacht war, dem Staate zurückgegeben, die 
den Religionsgefellichaften zugedachte Uebernahme und Bejorgung des 
Neligionsunterrichts zu einer bloßen „Leitung“ ermäßigt, dagegen 
das erſte alinea: „bei der Einrichtung der öffentlichen Volksſchulen 
find die konfeſſioneilen Verhältniſſe möglichſt zu berücjichtigen” neu 
hinzugefügt. Die beiden leßtberührten Abänderungen jtehen in einem 
nachweislichen Wechfelverhältnis. Die Volksſchulen der urjprünglichen 
Verfafjung waren, den Ideen von 1848 gemäß, nicht als kon— 
fejfionelle, d. h. für Proteftanten und Katholiken gejonderte, ſondern 
als konfeſſionsloſe gedacht, wie noch daraus hervorgeht, daß die 
Revifionstommiffion der Zweiten Kammer das von der Griten Kammer 
ausgehende neue erſte alinea anfangs ablehnte, „weil fie darin eine 
Hinweifung auf Konfeſſionsſchulen erkannte, deren durchgängige Zweck— 
mäßigfeit der Mehrheit der Kommiſſion nicht jo ausgemacht jchien, 
daß Schon in die Verfaffung gleichjam ein Präjudiz für dies Inſtitut 
aufgenommen werden Dürfe.”1) In diefe von den Kirchen gänzlich 
losgelöften, dagegen den bürgerlichen Gemeinden anvertrauten Schulen 
wollte man urfprünglich die Religionsgeſellſchaften wie gajtweije ein- 
treten laſſen, damit jede derjelben ihren Bugehörigen den Religions: 
unterricht erteile. Dies ganze Syſtem erlitt in der Reviſion eine 


') ©. v. Rönne, die Verfafjungsurfunde für den preußijchen Staat. 
©. 56, Bierling, die fonfejfionelle Schule in Preupen. ©. 108. 
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prineipielle Abänderung: der EZonfejfionelle Charakter der Schulen, 
alfo injofern ihr Zufammenhang mit der Kirche, wurde für Die 
Pegel („möglichſt“) wiederhergeftellt; dagegen die unmittelbare Be— 
teiligung der Neligionsgefellichaften, im Intereſſe der nun wieder er: 
möglichten Einheit de3 religiöjfen und techniſchen Unterrichts in der 
Hand eines Lehrers, euf eine bloß mittelbare, von einem „Beſorgen 
und Uebernehmen“ auf ein bloßes „Leiten“ zurüdgeführt,*) und jtatt 
der bürgerlichen Gemeinde der Staat als der eigentliche Schulregent 
wieder anerkannt. Wenn daher der Windthorftiche Antrag mit jeinem 
„urſprünglichen Sinn” der zugeficherten Leitung die Beltimmungen 
von 1848 meint, jo ift das eine arge Sophifterei: nicht auslegen 
wollen hat man die Worte „beforgen und übernehmen”, indem man 
dafür „leiten“ fette; fondern man hat das „Bejorgen und Ueber⸗ 
nehmen“ beſeitigen und etwas materiell Anderes an die Stelle ſetzen 
wollen. Schon hiemit iſt der Windthorſtſche Antrag, der allerdings 
auf ein wirkliches Beſorgen und Uebernehmen des Religionsunterrichts 
ſeitens der Kirche hinausläuft, als verfaſſungswidrig erwieſen. 
Aber auch ſonſt werfen die von Herrn Windthorſt nicht mit⸗ 
angeführten alinea's 1 und 3 und die Reviſionsverhandlungen auf 
die in dem Antrag erhobenen Ansprüche recht willfommene Lichter 
Was das erſte alinea angeht, ſo iſt in demſelben das „Möglichſt 
zu beachten. Es ſetzt der Berückſichtigung der konfeſſionellen Ver⸗ 
hältniſſe, welche der Antrag ins Maßloſe auszudehnen wünſcht, eine 
Grenze, welche zu ziehen der Staatsverwaltung oder der künftigen 
ſtaatlichen Gefetzgebung anheimgegeben iſt. Das für die Staatögewalt 
Mögliche ift das mit dem Staatsgedanken und Volkswohl, mit der 
Rückſicht auf die nationale Geſamtheit Vereinbare, und daß in deſſen 


Bereich die Windthorſtſchen Forderungen nicht fallen, glauben wir 


nachgewieſen zu haben, Weiter ſpricht alinea 8 dem Staate > 
Necht zu, unter gejetlich geordneter Beteiligung der bürgerlichen 
meinden die Lehrer zu ernennen. Es kann aljo nicht Davon ie 
Rede ſein, daß „nur ſolche Perſonen ernannt werden dürften, En 
welche die Firchliche Behörde Feine Einwendung gemacht hat 2 
das wiirde der Eirchlichen Behörde offenbar eine geſetzlich —— 
Beteiligung an der Staatsernennung einräumen, wie fie das eh 
nur für die politischen Gemeinden fennt. Zum Ueberfluß iſt — 
Antrag, hinter „geſetzlich geordneter Beteiligung der Gemeinden ie 
Worte: „unter Mitwirkung der betreffenden Religionsgeſellſchaf en 
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hinzuzufügen, damals zwar (von Brüggemann) gejtellt, aber aus— 
drüclich verworfen worden.!) Ebenfo ift verworfen worden der Anz 
trag Brüggemann, hinter „Religionsgejellfchaften” in alinea 2 hinzu— 
zufügen: „welchen daher auch eine Mitaufjicht über diefe Schulen 
zufteht“ ; ferner der anfängliche Beſchluß der Zweiten Kammer: „die 
Organe der betreffenden Neligionsgejellichaften nehmen an der öffent: 
lichen Leitung der Volksſchule teil.””) Was die Wahl des Aus— 
druds „Leiten“ in alinea 2 angeht, jo geben die Motive über den— 
felben folgenden — allerdings nur aus der urjprünglichen Vor— 
ſchwebung einer konfeſſionsloſen, aljo abgejehen vom Keligionsunterricht 
ganz entkirchlichten Schule verftändlichen — Aufſchluß. „In betreff 
des letzten Satzes des Kommiffionsantrags wird bemerkt, daß es 
nicht zweckmäßig fein würde, den Neligionsunterricht von der Schule, 
ihrem Lehrer und ihren Auffichtsbehörden gänzlich loszureißen und 
ihn als eine ausjchliefjliche Angelegenheit der einzelnen Neligions- 
geſellſchaften darzuftellen, welchen demnach auch Die einzige Kompetenz 
darüber zustehen würde. ES würde durch eine Jolde Trennung der 
Schule von der Kirche die Einheit und Totalität in der Wirkſamkeit 
der Schule zerftört und die Erfüllung ihrer wahren Bejtimmung, neben 
dem Unterricht auch die Erziehung zu gewähren, unmöglich gemacht 
werden. Durch die den Neligionsgejellfchaften übertragene „Leitung“ 
des Neligionsunterrichtes ſei der zweckmäßigſte und befriedigendjte Aus— 
weg getroffen.?) Hiernach ift allerdings erfennbarer, was das Wort 
„Leiten“ ausichliegen, als was es pofitiv ausdrüden will; jenes aber 
erhellt mit einer Klarheit, die nichts zu wünſchen übrig läßt. Es 
will ausjchliegen, daß der Neligionsunterricht von der (übrigen) Schule, 
ihren Lehrern und ihren Auffichtsbehörden losgeriſſen, zu einer aus— 
Ihlieglihen Angelegenheit der betreffenden Religionsgeſellſchaft ge— 
macht, und jo die Einheit und Zotalität der Schulwirkjamfeit, Der 
durchgängige Zufammenhang von Unterricht und Erziehung zerftört 
werde; furz, es will eben das ausschließen, was der Windthorftjche 
Antrag anftrebt oder herbeiführen würde. Da Herr Windthorft vor 
Anfertigung feines Antrags gewiß auch die Motive der damaligen 
Revijionsarbeit eingefehen hat, wie er ſich denn auf den urjprüng- 
lichen Sinn der Geſetzgebung beruft, jo fällt damit auf feine Art 
und Weiſe zu referieren und zu interpretieren ein eigentümliches Licht. 

Wird man nun nad) alledem auch zuzugeben haben, daß Der 
Ausdrud „Leiten”, von dem Verhältnis der Religionsgeſellſchaften 
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zu dem Volksſchulunterricht in der Religion gebraucht, nicht gerade 
der deutlichſte und glücklichſt gewählte iſt, ſo ergiebt ſich doch aus 
allen den Verneinungen, die ihn umſchränken, ſein poſitiv zuläſſiger 
Sinn mit hinreichender Beſtimmtheit. Er kann nach ſeiner ganzen 
Entſtehungsgeſchichte nichts anderes bedeuten, als einen ſolchen Einfluß 
der Religionsgeſeliſchaften auf den betreffenden Unterricht, durch welchen 
derſelbe, — ohne daß ſie ſelbſt ihn übernehmen, beſorgen und regiment—⸗ 
lich überwachen — doch ſeine innere Richtung, ſeine weſentliche Direk— 
tive erhält. Wenn konfeſſionell getrennte Seminarien beſtehen; wenn 
in denfelben die Anleitung zum Religionsunterricht von kirchlich appro— 
bierten Theologen gejchieht,; wenn an der Prüfung der tünftigen 
Lehrer ein Eirchlicher Kommifjarius teilnimmt, ohne dejjen Zuftimmung 
niemand die facultas für Neligionsunterricht in der Volksſchule er- 
langt; wenn die Eirchlichen Organe das Recht haben, dieſem Unter: 
vicht in der Volksſchule beizuwohnen und ihre Ausjtellungen der 
staatlichen Auffichtsbehörde vorzutragen, und wenn diefe Aufſichts— 
behörde auf ſolche Ausftellungen billige Nücficht nimmt, wie das alles 
unjeres Wiſſens in Preußen der Fall ift, dann wird man jagen 
dürfen, daß dem Sinne der betreffenden Rerfafjungsbeftimmung Ge— 
nüge gejchieht. Die Landtagsverhandlung über den Windthorſtſchen 
Antrag hat ergeben, daß man zwar über den letzterwähnten Punkt, 
über die unvermeidliche Richterſtellung einer vielleicht proteſtantiſchen 
Staatsbehörde in ſolchen katholiſch-kirchlichen Beſchwerdefällen ſehr 
deklamatoriſch theoretiſieren kann, daß aber nicht ein einziger praktiſche 
Fall aufzutreiben war, in welchem dieſe ſtaatliche und vielleicht pro— 
teſtantiſche Inſtanz — ſelbſt nach Centrumsbegriffen — der Rüd- 
ſichtsloſigkeit oder Ungerechtigkeit hätte geziehen werden können. ) 
Bei einer folden rechtlichen und thatjächlichen Lage der Dinge 
war allerdings die taktiiche Kunft bewundernswert, mit welcher Herr 
Windthorft feine ungeheuerlichen Anträge dem Landtag noch mit der 
Etikette „Wir find gar bejcheiden in unferen Anſprüchen“ vorzuſetzen 
wußte. Er brachte das dadurch fertig, daß er das, was er erreichen 
wollte, in die preußiſche Verfaſſung als bereits altbeſtandenes, unſrag⸗ 
liches Recht der Kirche hineindeutete und ſo ſeine Anträge ja nicht 
gegen die Verfaſſungsurkunde, vielmehr nur gegen den böſen Miniſter 


ı) Unwiderſprochen konnte der Abg. Seyffardt ausſprechen „Ich habe 
die Centrumspreſſe nach dieſer Richtung hin verfolgt, und kann Eonjtattereit, 
day feit einer Neihe von Jahren bezüglich der Wahrung der ‚reinen Lehre 
nicht ein einziger Fall mitgeteilt worden it, ver zu einem Tadel Veran 
laſſung geboten Hätte, Sedenfalls ift niemals der Vorwurf erhoben worden, 
daß die Hal. Staatsregierung den Wünſchen der katholiſchen Geijtlichkeit 
nicht in vollem Maße entgegengefommen jet.“ 


Falk gerichtet jein ließ, Der durch feine Schulgeſetzgebung ſich eines 
verfajjungswidrigen und wahrhaft revolutionären Verfahrens jchuldig 
gemacht habe. Das Falkſche Schulaufjichtägefet von 1872 Hat feft- 
gejtellt, dag die Schulaufjicht, wenn auch herfömmlich durch Geiftliche 
ausgeübt, im Namen des Staates gejchehe und daher an geiftliche 
Organe mit nichten gebunden fei, und der Falkſche Schulerlag von 
1876 hat fejtgejtellt, daß auch Der Religionsunterricht in der Staats— 
Ihule im alleinigen Auftrage des Staates erteilt werde. Hiedurch 
iſt nach Heren Windthorjt das bis 1872 in ganz Deutjchland aner- 
fannte Princip, daß der Staat in Gemeinſamkeit mit der Kirche 
die Leitung der Schulen habe, und daß insbejondere in religiöfer Hinficht 
die Mitwirkung der Kirche auf eigenem, jelbftändigem Rechte 
derjelben beruhe, umgeftürzt worden. Dafür, daß Ddiefes Princip 
auch noch der Verfajjung von 1850 zu Grunde liege, wußten der 
Antragjteller und jeine Oenofjen ſich ganz befonders auf den damaligen 
Kultusminifter v. Zadenberg zu berufen, der ſich bei den Reviſions— 
verhandlungen in diefem Sinne geäußert und in einem Briefe an 
die preußiichen Bijchöfe injonderheit anerkannt habe, daß ein von 
ihnen für amtsunfähig erklärter Lehrer vom Staate unbedingt abge: 
jegt werden müſſe. ES jcheint in der That, dag es einem Ultra- 
montanen nicht möglich tft, irgend eine in fein Syftem nicht pajjende 
gejchichtliche Thatjache unverdreht aufzufaffen, das Dogma muß immer 
bei ihm nad dem befannten Ausſpruch „die Geſchichte befiegen”. 
Daß der deutjche Staat des achtzehnten Jahrhunderts, als er mit 
Anknüpfung an kirchliche Bedürfniſſe und Hilfskräfte das obligatorijche 
Volksſchulweſen organifierte, mit der Kirche fein Konkordat gefchlofjen 
hat; daß er von der Vorausſetzung feiner alleinigen Souveränetät 
im Lande als einer ganz ſelbſtverſtändlichen ausging und die Kirchen 
lediglich heranzog als unter feinem Hoheitsrechte Itehende Korporationen, 
denen er, etwa von ihrem Kultus abgejehen, überhaupt fein ihm gegen- 
über jelbjtändiges Recht, alfo auch feines in der Schule zugeſtand, 
das ijt jedem, der etwas von der Geſchichte des 18. Jahrhunderts 
veriteht, von vornherein Klar; nur Herrn Windthorft und Genoſſen 
nicht. Ihnen zu Lieb’ und Ehren feien auch einige pofitive Zeugnifje 
aus dem preußiſchen Landrecht angeführt. „Schulen find DVeranftal- 
tungen des Staates, welde den Unterricht der Jugend in nützlichen 
Kenntniſſen zur Abficht haben.” — „Alle öffentlichen Schulen und 
Erziehungsanftalten ftehen unter der Aufficht des Staates”. — „Die 
(Orts⸗Obrigkeit und der [von ihr gejeßlich zuzuziehende] Geiftliche 
müfjen fi nad) den vom Staate erteilten oder genehmigten Schul- 
oronungen richten und nichts, was denfelben zumider ift, eigenmächtig 
vornehmen oder einführen“. — Jede Kirchengeſellſchaft ift verpflichtet, 
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ihren Mitgliedern Ehrfurcht gegen die Gottheit, Gehorſam gegen die 
Geſetze, Treue gegen den Staat und ſittlich gute Geſinnungen gegen 
ihre Mitbürger einzuflößen. Religionsgrundſätze, welche dieſem zuwider 
ſind, ſollen im Staate nicht gelehrt und weder mündlich noch 
in Volksſchriften ausgebreitet werden“. Man wird zugeben, daß ein 
Staat, deſſen Geſetzgebung ſo redete, an ein von ihm unabhängiges 
Recht der Kirche in der Schule, auch im Religionsunterricht der 
Schule, nicht im Traume gedacht hat. Dieſelben Grundſätze hat, 
joweit es die in der urjprünglichen Verfaſſung von 1848 voraus⸗ 
geſetzte Trennung von Staat und Kirche zuließ, auch noch der Miniſter 
v. Ladenberg geteilt und verteidigt. Herr v. Goßler hat in der Ber: 
handlung vom 27. Februar c. nachgewiejen, daß die von den Centrums⸗ 
rednern verwerteten Aeußerungen feines Amtsvorgängers ſich lediglich 
auf die hernach beſeitigte Vorausſetzung eines vom übrigen Unterricht 
ganz zu iſolierenden und ſo den Religionsgeſellſchaften zu überlaſſen⸗ 
den Religionsunterrichts bezogen: daß er im übrigen ein „ſelbſtändiges 

Recht der Kirche an die Schule, aus dem z. B. die herkömmliche 
geiſtliche Schulaufſicht zu fordern wäre, nicht gekannt hat, läßt ſich 
aus ſeinen ausdrücklichſten Erklärungen nachweijen.!) Aber eben weil 
der Staat in beiden Kirchen, der evangelifhen nidt nur, ſondern 
auch der katholiſchen, lediglich Korporationen erblickte, die für ihn 
nur innerhalb ſeines Staatsgebietes in Betracht kamen und Vs 
Hoheitsrechte ſelbſtverſtändlich unterthan waren, fonnte er im acht= 
zehnten und früheren neunzehnten Sahrhundert mit ihnen in 
die Schule eine weitgehende Gemeinſchaft pflegen und ihren et 
jelbft in Berfonenfragen entgegenfommen, ohne jeiner alleinigen \ er 
hoheit etwas zu vergeben. Das mußte anders werden, als Die —— 
Kirche ihm mit Prätenfionen entgegentrat, welche die jeither aus gu N 
Willen des Staates eingeräumten Rechte auf einmal in ſolche ver- 
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ı) VBgl. folgende Erklärungen des Herrn d. Labenberg, In. uſigt 
Kammer: „Im Allgemeinen muß id) dem Staate RG > — 
über die Schulen... vindieieren. Es iſt das tein neues ed) "Das Red 
allgemeine Landrecht beftimmt es bereits T. I, Tit. 12, —— Sinan. Dies 
zur Mitwirkung der Kirche erkennt der Staat — *— outer Seil 
ift unerläßlich injofern, als der veligiöfe Unterricht ein in Rechte iſt 
des Unterrichts im allgemeinen ift.... Aus u unmittelbar umifchen — 
aber die Kirche nicht befugt, ſich weiter in den — von 
Intereſſant ift auch, was Herr von Goßler über die Is Herrn 
den Centrumsrednern gerühmten entgegenfommenden Schrei 5 J 
v. Ladenberg an die Biſchöfe mitteilte: „Die Antworten der — Sie 
waren jo wenig entgegentommend und principiell jo — egeſeb 
Verſuche, im Einvernehmen mit den kirchlichen Organen ein Unter Als 
zu erlaſſen, ſcheiterten“. 
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wandelten, die die Kirche als Gottesſtaat iiber den Staaten lediglich 
Ihrem eignen Begriff entnehme, und da dies namentlich in und feit 
dem Vatikanum geſchah, ſo war es nur natürlich und notwendig, 
daß ſich der Staat hiegegen verwahrte. Was Dr. Falk auch in der 
Ausführung des Schulauffichtägefetes von 1872 und des Erlajjes von 
1876 etwa verfehlt haben möge, dieſe Akte jelbft waren völlig legitim, 
ja ihre Unterlafjung wäre Pflichtverfäumnis gewejen; es ift Durch) 


fie nur das alte und unverjährbare Recht des Staates gegenüber 


dem Verſuche römiſch-kirchlicher Rechtserſchleichung Elargeftellt worden. 

indes, nehmen wir einmal an, die Nechtölage in Deutjchland 
und “Preußen ei vor 18572 geweſen wie Herr Windthorft meint, 
und die preußiſche Verfafjung habe in einer gewiſſen Unklarheit und 
Vertrauensſeligkeit mit ihrem „Leiten“ des Religionsunterrichts den 
Kirchen wirklich ſolche Rechte zuteilen wollen, wie er ſie in dieſen 
Ausdruck hineinlegt: wie käme denn gerade das Centrum dazu, hin— 
ſichtlich des Verhältniſſes von Staat und Kirche den Status quo 
ante zu reklamieren? Sind denn die Herren nicht Anhänger des 
vatikaniſchen Konzils? Welch unglaubliche Naivetät alſo, im Jahre 
1889 auszurufen: „jedenfalls ift durch das Schulauffichtsgefes und 
den Erlaß von 1876 eine Aenderung eingetreten, und wir haben 
das Recht, unſererſeits eine Rückkehr zu dem Zuſtande zu verlangen, 
welcher bis dahin beſtanden“. Die Aenderung, welche in der katho— 
liſchen Kirche und ihrem Verhältnis zum Staate vorgegangen iſt, 
wäre doch jedenfalls etwas größer als die Veränderung in der Staats— 
geſetzgebung und in der Stellungnahme des Staates zur Kirche. Da— 
mals eine Kirche, deren im Religionsunterricht vorzutragender Lehr— 
begriff in den Canones von Trient und im Catechismus romanus 
abgejchlofjen vorlag, deren lebendige Theologie in Deutjchland gegen 
die Ueberwucherung jenes Unterrichts durch Aberglauben und Jeſui— 
tismus redliche Bürgſchaften bot, deren Biſchöfe noch wirkliche Biſchöfe 
waren, mit dem Rechte einer jelbjtändigen Ueberzeugung und vater: 
Ländijchen Sefinnung: heute das alles ins Gegenteil verändert. Heute 
der kirchliche Lehrbegriff nicht nur durch ein neues unerhörte Dogma 
erweitert, jondern Fraft dieſes Dogmas alle die ungeheuerlichen Kathedral- 
erklärungen der Püpjte von der Bulle Bonifaz’ VII. an bis zu dem 
Syllabus Pius’ IX. zu Dogmen erhoben; die deutſch-katholiſche Theologie 
vernichtet, die Sefuitenmoral in Alphons v. Liguori heilig gejprochen, 
und eine Sündflut von Aberglauben und Jefuitismus tiber die Geift- 
lihen wie Gemeinden losgelaſſen; heute die Biſchöfe nur mehr die 
ſklaviſchen Vikare einer im Auslande lebenden und Weltpolitik treiben- 
den Macht, der auf dem Vatikanum die „vollftändige und unmittel- 
bare Gewalt in allen Diöcefen” mit einem Anathema zugejprochen 








worden ift; — und man mutet dem Staate die Blindheit zu, Dieje 
Kirche für dieſelbe zu nehmen, die er in feiner Verfafjungsurkunde 
vor Augen gehabt? Meinen Herr Windthorft und Genoſſen, es 
ſei vergeffen, was auf dem vatifanischen Konzil eine Anzahl von 
Biſchöfen, der Kardinalerzbiichof Raufcher an ihrer Spite, erklärt 
hat, ohne daß es widerlegt worden ift: das beabjichtigte Dogma 
enthalte eine Schwierigkeit, welche „die dem chriftlihen Volke von den 
Geboten Gottes zu gebende Unterweifung und direkt das Rerhältnis 
der Fatholifchen Lehre zur bürgerlichen Geſellſchaft berühre“; denn 
„eine andere Lehre über das Verhältnis der kirchlichen Gewalt zur 
itantlichen (als die, welche durch die päpftliche Unfehlbarteit zum 
Dogma werden wiirde) tragen wir mit faſt allen Biſchöfen Der 
Eatholifchen Welt dem chriftlichen Volke vor?“ Und nun muten 
diefelben Herren, die feinerzeit eine Jolche Veränderung der fatholijchen 
Lehre für unmöglich, für einen „Unfinn“ erklärt haben, ') dem Staate 
zu, ihren eignen Salto mortale mitzumachen, und zu thun, als ob 
zwiſchen 1849 und 1889 im Katholizismus alles beim Alten ge: 
blieben wäre? Here Windthorft Jorge dafür, daß in feiner Kirche und 
Religionslehre der Status quo vor 1870 hergeſtellt werde: dann 
kann ſich der preußiſche Landtag überlegen, ob in dem Verhältnis 
dieſer Kirche zur Staatsſchule und ihrem Religionsunterricht der 
Status quo vor 1872 wiederhergeftellt werden Fönne. | 
Aber hat die Kirche nicht doch ein natürliches Anrecht auf den 
Neligionsunterricht? Iſt's nicht ihre Sache, ihr göttlicher Auftrag, 
denjelben zu erteilen? Muß daher nicht, Das pofitive Recht liege 
wie es wolle, und die römiſch-katholiſche Religion fei, melde ſie 
wolle, um der Gewiſſensfreiheit willen dem Anſpruch der Herren 
Windthorſt und Genofjen nachgegeben werden? Unermüdlich haben die 
Gentrumsredner das Pferd diefes Arguments geritten; — fie wiſſen, 
was Eindruck macht: „wenigſtens um der goldnen Freiheit willen laßt 
euch die römiſche Knechtung der Schule gefallen!“ Aber wie immer, 
ſo iſt auch diesmal in der ultramontanen Logik ein eigentümlicher 
Sprung. Indem Chriſtus feinen Jüngern zurief: Gehet hin in alle 





19 AS am 30. Dez. 1869 in einer jtrengfatholijchen Geſellſchaft zu 
Berlin Dr. v. Schulte feine Beſorgnis äußerte, daß die päpſtliche Unfehl- 
barkeit dennod) definiert werden möchte, antwortete ihm Peter Neichensperger: 
„Sch bitte Sie, ſich nicht aufzuregen; es ift unmöglich, daß man jolchen 
Unfinn mache“. (Schulte, Geſch. des Altkatholizismus, S 70.) Und der- 
jelbe Mann, der feine veichen Bildungsmittel dem preußijchen Schulwejen 
verdanft, will jet dasfelbe unter das Joch diejes „Unfinns“ beugen, und 
wird nicht müde, ebenda, wo er vor allem gedenken jollte, daß er ein 
Deuticher ift, im preußijchen Landtag, — wie er jelber jagt — zu ſchreien 
Civis romanus sum! (Gtenogr. Berichte ©. 643.) 
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Welt und lehret alle Völker, Hat er doch nicht jagen wollen: „vrängt 
euch in Lehranftalten ein, die ihr nicht errichtet habt, und falls man 
euch erlauben will, unter gewiſſen Bedingungen darin das Evangelium 
zu lehren, jo antwortet: Ihr Habt uns nichts zu erlauben, jonvdern 
wir haben ein göttliches Recht, in euren Zehranftalten zu [ehren nie 
wir wollen!“ Cs Handelt fi hier nicht um die Lehrfreiheit der 
Kirche, jondern um die preußiſche Volksſchule. Was für ein Anrecht 
hat denn die römische Kirche an dieje? 

Jedenfalls nicht das Anrecht einer Stifterin. Herr Windthorit 
hat in dieſer Sache manches unwahre Wort geredet, aber fein uns 
wahreres, als da er aus 
an Era derjelben die Kultur verbreitet, welche im deutſchen 
Winbtharn war“. Es ift von der Volksjchule die Rede, Herr 
5 nicht von der Gelehrtenſchule; treiben Sie nicht Taſchen— 
hu en N Fatholifche Kirche hat im Mittelalter wohl Gelehrten: 
He ni ns an eine Volksſchule, an eine Schule für alle hat 
geichaften n gedacht. Hat te Doch nicht einmal einen Katechismus 
aan, E man das Bolt hätte lehren fünnen, bis Die Refor⸗ 
an dieſe Arbeit = Katechismen ſie um der Konkurrenz willen nötigte, 
der Gedante Hr gehen. So iſt auch der Gedanke der Volksſchule, 
auszuftatten alle im Volke mit einer Erkenntnis des Chriſtentums 

und behufs dieſer veligiöfen Verſelbſtändigung mit den 


allgemei * ac 
one der a ementartenntnifjen auszurüjten, ein eigentümlicher Ge⸗ 
Anrechte an wenn eine Kirche als Mitſtifterin moraliſche 


römiſch— de Volksſchule hat, jo iſt's die proteſtantiſche, nicht die 
ige deren Volksſchuleifer in den — Ländern bis 
Armut und N En Aber auch die evangelifche Kirche hat es in Der 
Dafkiic bios, — ümmerung, in der ſie aus den erſten Kämpfen ums 
oder vielme s "9, nicht über Anſätze und Anregungen hinausgebracht, 
gegenüber Se hat in ihrer völligen Unfelbjtändigteit dem Staate 
Jahrhundert b en nur dienen fönnen, als er endlich im vorigen 
Der Stan anging, den großen Gedanken ins Leben einzuführen. 
Pflichten aus a er mit hocherhöhtem Gefühl feiner Nechte und 
iſt bei ung in D Bewegungen der Reformation hervorgegangen wat, 
Volksſchul⸗ * eutſchland der eigentliche Schöpfer deffen, was wir 
für alle; er En der öffentlichen Bildungs- und Erziehungsanitalt 
Organe "nahe: Di die bürgerlichen Gemeinden, er hat auch die Kirchlichen 
Seminarien er Anſpruch genommen, aber ſeine Verordnungen, 
ſind es pie y eldzuſchuſſe find Doc das Entſcheidende geweſen und 
vermüge se Und das ift nicht zufallens gejchehen, ſondern 
ſeit das Mitt unverfennbaren großen Gejeßes der neueren Gejchichte: 

ittelalter durch eine neue Zeit abgelöſt worden iſt, iſt der 














rief: „die Kirche hat die Schule geſchaffen 
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Staat immer völliger der Träger der geſamten Kultur des von ihm 
verfaßten Volkes geworden, und ſo naturgemäß auch der Schöpfer, 
Erhalter und Regent des geſamten Schulweſens und der Volksſchule 
inſonderheit. Sie iſt hervorgegangen aus ſeinem geſteigerten Pflicht— 
bewußtſein, aus dem Bewußtſein der Pflicht, jedermann in ſeinem 
Bereich eine allgemein-menſchliche Bildung und Erziehung zu geben, 
wie er fie andererſeits auch von jedermann fordern muß.) Nimmt 
er in dieſe Bildung und Erziehung die chrijtliche Neligion als höchſtes 
Bildungs» und Erziehungsmittel auf, jo handelt er dabei allerdings 
in jeinem eigenen, wohlverftandenen Intereſſe, aber er iſt um des— 
willen feineswegs verpflichtet, fein Schulregiment mit den Kirchen zu 
teilen. 5a, er ift nicht einmal verpflichtet, in feinen Schulreligions— 
unterricht alles aufzunehmen, was ihm die Kirchen unter dem Namen 
Religion bieten — er hätte dann feitens der römischen Kirche jehr 
wunderliche Dinge mit in den Kauf zu nehmen —; jondern er nimmt 
die Religion auf eben als Bildungs» und Erziehungsmittel, und 
joweit fie ihm als jolches exjcheint; er hat das Maß und Die 
Methode des religiöfen Schulunterrichts zu beftimmen. Dem großen 
riftlichen Grundſatz, der ihn den Kirchen gegenüber allerdings ver 
bindet, dem Grundſatz pofitiver Gewifjensfreiheit, d. h. Glaubens— 
und Kirchenfreiheit, wird er dadurch nicht ungetreu; vorausgeſetzt, daß 
er augerhalb der Schule den Kirchen die freie Entfaltung ihrer Lehre 
nicht verkümmert, und daf er ihnen Bürgſchaft giebt, in feinen Schulen 
nichtö ehren zu laſſen, was ihrem Glauben widerjpricht. Die beiven 
großen Kirchen, die katholiſche wie die evangeliſche, Haben ihren kirch— 
lichen Religionsunterricht, ihre pfarramtliche Katecheje, und können fie 
ausbilden nach Bedürfnis: dieſelbe in die Schule zu verlegen und zu 
einem Stüd des Schulunterrichts zu machen, haben fie weder Die Pflicht, 
noch das Recht.) Hier liegt ihre Unterrichtsfreiheit: wollen fie da⸗ 


) Was in der Verhandlung vom 27. Febr. Herr Brüel vorgetragen 
hat über den „Racker von Staat“, der für die Volksſchule gar fein Herz 
habe, verdient lediglich höher gehängt zu werden. Es war eines Hojpitanten 
des Centrums vollkommen würdig, weniger eines Mitglieds der evange— 
liſchen Kirche. m. 

2) Bon hier aus erledigen ſich fophiftiiche Deklamationen wie die des 
Abg. MoSler: „Wenn der Staat den Neligionsunterricht ganz fonfiszieren 
will, dann nimmt er von der Verkündigung des göttlichen Wortes die 
bejjere und wichtigere Hälfte für ſich und läßt der Kirche nur die minder 
wichtige (die Predigt). Von unſerm katholiſchen Standpunlt aus iſt der 
Neligionsunterricht, den der Pfarrer in der Schule erteilt, einfad) ein 
Zeil jeines Amts, gerade jo gut wie die Spendung der Saframente. Die 
jtaatliche Ernennung des Neligionslehrers ift nichts anderes als die In— 
anfpruchnahme der vollen Herrihaft in der Kirche.” Nun, jeit wann iſt 
denn die Schule die Kirche? Haben denn eure Pfarrer außerhalb der 
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gegen an der Staatsjchule mithelfen, die ihnen den dankenswerten 
Dienft leiftet, den Kindern die für den Pfarrunterricht erforderlichen 
Vorkenntnifje beizubringen, jo mögen fie fommen nach dem Gebot 
Ihres Herrn und Meifters, nicht um zu herrſchen, fondern um zu 
dienen, und fie werden willfommen fein. 
. Das ift der Standpunkt der evangelijchen Kirche in der vor- 
liegenden Frage, und fie dankt es Herrn Windthorft und Genojjen in 
feiner Weiſe, daß fie — ohne jeden Auftrag — für die „Kirchen“, 
alſo auch Für die evangeliſche, Anſprüche erhoben haben, die fie ihrer— 
Ki nicht macht. Die Väter der evangelifchen Kirche haben es von 
SEN für das ſchöne Recht und die edle Pflicht chriftlicher Obrig— 
eit gehalten, Schulen zu errichten und zu leiten, höhere und niebere, 
eb ſind damit zufrieden geweſen, daß diefe Schulen chriftliche jeien; 
a ſie das nur ſein könnten, wenn kirchliche Organe ſie ganz oder 
N iſt ihnen nicht eingefallen, denn fie hielten nicht dafür, 
derfelbe, heilige Boden aufhöre an der Kirhhofsmauer, und außerhalb 
wir ne en profanes Gebiet ſei. Auf dieſem Standpunkt jtehen 
gehöre Bat taate und zu jeinen Schulen bis heute, obwohl er auf: 
iwelen rn ein tonfejfioneller zu ein, und das auch in jeinem Schul⸗ 
auf unfre Kup macht: wir find zufrieden, wenn er im vemjelben 
wenn er onfejfionellen Verhältnifje möglichite Rückſicht nimmt und 
lee kirchlichen Organen Bürgſchaft giebt, daß im Schul⸗ 
immer erricht nichts Unevangeliſches vorkomme. Er iſt nicht 
der Refor [19 svol gegen und gewejen, der jtarfe, ſelbſtbewußte Sohn 
voll in 2 ‚on gegen die ſchwächere Schweſter, nicht immer rückſichts— 
aber = Heranziehung kirchlicher Perſonen und kirchlicher Mittel; 
Gottes en ‚gemeinjamer Aufgabe und Arbeit am Reiche 
an feinem a wir über jolche Verftimmungen weg und dienen ihm 
ſpruchslos hulweſen mit unſeren kirchlichen Kräften gern und an— 
eine Zeit ‚ 19 weit er unſre Dienſte in Anſpruch nimmt. — Es Hat 
— gegeben, in der auch die katholiſche Kirche in Deutſchland — 
ule ei 
—— für einen kirchlichen Jugendunterricht, wie unſre 
ſolcher gar an! ıhen ihn geben? In der Schule Hat der Pfarrer als 
erfahren wir and nterrichten, denn er it micht Schullehrer. Allerdings 
nicht wenigen fatr Kr Mitteilungen des Herrn Kultusminifterg, dag in 
Üht erteilt, gar chen Schulen der Ortögeiftliche den Katehismusunter- 
Unterricht ana & dag ‚eine Anomalie it, indem dann ‚der betreffende 
herausfallt und Fe geijtigen Zujammenhang mit dem übrigen Unterrichte 
reffende Geijtich B dieſe Anomalie um jo größer wird, wenn der be— 
unterwerfen ei e nicht einmal angehalten wird, jidh der Schulordnung zu 
onzeſſionen Der er beiläufig bemerft; wir ſtoßen hier auf thatſächliche 
— vom geßen Ds ren die nicht Rechtens, 
rage des Staates und find Teinen Mufficht ee SF 
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wenigſtens in ihren edleren Trägern — zum Staate nicht anders ſtand, 
die ſo oft und ſo ungerecht verachtete humaniſtiſche Zeit des vorigen 
Jahrhunderts. Es iſt ja rührend, zu leſen, gleich einer Sage aus 
längſtvergangener Zeit, wie in den ſechziger Jahren des vorigen Jahr— 
hunderts den Abt v. Felbiger und den Prior Strauch im Kreiſe 
Sagan das Erbarmen mit der ganz vernaächläſſigten katholiſchen 
Jugend ergreift; wie der Fatholifche Abt heimlich nach Berlin geht 
und jeine Schulajpiranten heimlich ins Berliner proteftantijche Seminar 
ſchickt, um die Elemente eines vernünftigen Volksſchulwefens kennen 
zu lernen; und wie dann feine nachahmenden Beftrebungen zuerft die 
Aufmerkſamkeit der preußiſchen Verwaltung erregen, jo daf fie ihnen 
mit gejegeberifchen Maßregeln zu Hilfe kommt, dann aber aud) die 
übrigen deutſch-katholiſchen Landesregierungen von diefen Vorgängen 
mitergriffen werden, und jo — vor nicht viel mehr als hundert 
Jahren — aud) eine Fatholifche deutjche Volksſchule weit und breit 
entjteht.) Das iſt die Epoche, in der ſich das preußiſche Schulrecht 
mit jeinem gleichmäßigen Rechnen auf die Dienftwilligkeit beider Kirchen 
unter der Führung des Staates gebildet hat, — vergangene Zeiten, 
was die römiſch-katholiſche Kirche betrifft. 

Die heutige Fatholifche Kirche ift eine andere geworden, fte iſt 
eben die lediglich römische, vatifanifche geworden. Als ſolche weiß 
fie vom Dienen wenig, vom Herrjchen deſto mehr. Ja man kann 
Jagen, in wahrhaft entjetlicher Weile ordnen ſich ihr alle anderen 
Aufgaben, aud die fittliche, auch die religiöfe, dem Einen allbe- 
dingenden Interefje der Herrschaft unter: die Aufrechterhaltung, die 
Ausbreitung ihrer Herrſchaft, das ift ihr Lebenszweck, und alles an 
dere finft dem gegenüber zum bloßen Mittel herab, und entartet, indem 
es zum Herrjchaftsmittel herabfinkt. Oder wenn wir’s milder und moti⸗ 
vierender ausdrücen wollen: die römiſche Kirche unferes Jahrhunderts 
fühlt ſich der freiheitlichen Entwickelung gegenüber, welche ſeit der 
Reformation die abendländiſchen Völker je länger, je mehr ergriffen 
hat, in einen Kampf auf Leben und Tod hineingeftellt: die Sn 
irrungen und Exceſſe dieſer freiheitlichen Entwidelung und Die za 
vor denjelben Haben fie augenblids hochgehoben, aber in Wahrhei 
hat fie Ddenjelben feine anderen Heilmittel entgegenzuftellen , r Pr 
jejuitiiche Drejjur, als gejteigerte Geiſtesknechtſchaft, und die 
fie nun auch in dieſe fatale Schöpfung der Neuzeit, in Die Volks⸗ 
ſchule hineintragen mit ungehinderten Händen. Sie möchte ernten, 
wo ſie nicht geſäet hat; ſie möchte ihre Eier in ein Neſt legen, das 
fie nicht gebaut, — und die Eier was fir einer Brut! Ihr Anrecht 


1) Bal. Heppe, Gejchichte des deutfchen Volksſchulweſens, 2 16. 76 ji. 








aber an die Volksſchule begründet fie nicht auf ihre Verdienfte um 
diefelbe, die nicht vorhanden find; auch nur fcheinbar, in parlamen- 
tariſcher Taktik, auf die preußiſche Verfafjungsurfunde, die ihr ein 
Stück Papier ift: fie begründet fie auf ihr Dogma von Staat und 
Kirche, auf ihre niedere Anficht vom Staate überhaupt und auf ihre 
Verkehrung der Gemeinde der Gläubigen in einen Oottesjtaat über 
den Staaten der Welt. Der weltlihe Staat, die Obrigkeit ift ihr 
ein profanes Ding, das fi) um höhere Angelegenheiten als Nacht- 
wächterdienſte für die Geſellſchaft und Bütteldienſte für die Kirche 
nicht zu kümmern hat. Die ganze nachmittelalterliche Entwickelung 
des Staates iſt ihr eine Uſurpation, denn der eigentliche Staat, der 
Gottesſtaat auf Erden, iſt ſie, ſie allein, und die weltlichen Staaten 
aben ihr zu gehorchen und ſich mit dem zu begnügen, was ſie ihnen 
öu regieren übrig läßt. Wer das für verjtäubte mittelalterliche 
Theorieen hält, Katholik oder Proteſtant, der hat den Uhrenfchlag der 
Veit verichlafen: dieſe Theorieen find in den mafgebenden römiſch— 
fichlichen Kreiſen heute Tebendiger als feit Jahrhunderten; ja fie 
haben durch das vatifanifche Konzil eine für Den jtrenggläubigen 
Tomtichen Katholiken geradezu gemifjenbindende Santtion erlangt. 
In der unter dem Siegel der Unfehlbarfeit ausgegangenen Encyklika 
eos XIII. de civitatum constitutione christiana von 1885 — 
ſie ift, wenn ich nicht irre, dem Fürften Bismard feierlich und 
freundſchaftlich von Rom aus zugejchielt worden — heißt es, nachdem 
zuerſt die Theorie von der Kirche als dem jouveränen Gottesjtaat 
auf Erden entwicelt ift, wörtlich wie folgt: „Was immer in menſch— 
(hen Dingen irgendwie heilig ift, was immer zum Heil der Seele 
und zur Verherrlihung Gottes gehört, mag es Das jeiner Natur 
— ſein oder bloß des Zweckes wegen, auf den es bezogen wird, 
— alles gehört zur Gewalt und zum Urteil der Kirche.“ Man 
* nicht verkennen können, daß nach dieſer Theorie der ganze 
entliche Unterricht als eine Bildung unſterblicher Seelen, vor allem 
er ber Keligionsunterricht als eine unmittelbare Behandlung des 
tigen „zur Gewalt und zum Urteil der Kirche” gehört, und daß 
— und Genoſſen mit ihrem Antrag nichts anderes fordern, 
F — ſich aus ihrer römiſch-päpſtlichen Religion nach ſtrengſter 
— sieht, Aber ebenſo gewiß und unverkennbar iſt, daß der 
uuoe Staat diefe und ähnliche Forderungen nicht gewähren kann, 
S h: eine ganze Idee und Gejchichte aufzugeben, ohne geradezu einen 
elbſtmord zu begehen.1) 
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d ‚SM der Verhandlung vom 27. Febr. hat Herr dv. Kardorff gejagt: 
er Windthorſtſge Antrag Dede allerdings aus der Natur der römijchen 
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Wenn aber jo Prinzip gegen Prinzip, römischer Kirchengedanke 
wider deutſchen Staatsgedanken fteht, wenn Herr Windthorft und Ge— 
nofjen im Namen von acht Millionen fordern zu müfjen glauben, 
was fein preußifcher Kultusminifter und fein preußiſcher Landtag ihnen 
einräumen darf, was ift zu thun? a 

Gewiß nicht ein neuer Kulturfampf anzufangen und der hoffnungs- 
loſe Verfuch zu wiederholen, Mohren weiß waſchen zu wollen. Dan 
kann fie nicht weiß; waſchen, auch nicht mit Gewalt. Was der römischen 
Kirche wider die Natur geht, dazu ſoll man ihre Anhänger RN 
zu zwingen verfuchen. Andrerjeits werden diejelben nichts dawider 
haben können, daß man ihrem non possumus ſtaatlicherſeits ein 
gleiches entgegenjett, und es wäre von hohem Werte, wenn * 
endlich einmal ſo deutlich als möglich geſchähe. Es hilft zu nich 
es iſt vielmehr in hohem Grade verderblich, ſich und andere Mae 
fort in der Illuſion zu erhalten, die Anfprüche der römiſchen 
und die Lebensbedingungen des preußiſchen Staates ſeien une 
verträglich: es verführt das nur die Staatsmänner zu in Be Ber 
verderblichen Zugeftändniffen und die Centrumsmanner zu en 
unerfättlichen Forderungen. Aber was thun, um zwei a 
die, ihrer innerften Natur nach unverträglich wie Waſſer —— * 
dennoch miteinander auskommen müſſen, un nem möglich] hie Ser e 
Verhältnis zu ſetzen? Hier wird „ſchiedlich, friedlich 
Löſung fein; man muß Waſſer und Feuer nicht — leichen 
gänglich iſt, aneinander bringen, dann werden ne2 009 r Sr 2 
Raume leidlich nebeneinander beſtehen können. Um dies EN 
liegenden Schulfonflift anzuwenden, muß ich auf ein Be n (eb 
welches im Yandtäglichen Nachhall der Schuldebatte am h —— 
haft verhandelt worden iſt und für das SUR —— 
Schiedlich das Haupthindernis bildet, — auf das preußiſch 


rinzip. — 
x Unfere Verfaffungsbeftimmungen tiber die Sun — 
religionsunterricht, fowie unſer ganzer von dem Win — 
trage beanſtandete Volksſchulzuſtand beruhen auf dem Pari ran 
d. 5. auf der Vorausſetzung, der preußiſche Staat — hinſichtlich 
der Schulpflege und des Schulreligionsunterrichtes mit der römiſch⸗ 


Kirche mit Notwendigkeit hervor, 





aber der Staat könne ihn nicht A Eh, 

» ’ r An} . * ct: 
ohne fich felbit aufzuacben. Hierauf hat Herr Neichensperger repliziert: 
Bien! Nee Ne He die Eriftenzberechtigung des preußiſchen Staates 
in Frage. Ei warum nicht vielmehr die Exiſtenzberechtigung der römiſchen 
Kirchenprinzipien? Seit wann hinge denn das Eriſtenzrecht des preußiſchen 
Staate® von der Mebereintimmung mit den Prinzipien der römiſchen 
Kirche ab? 
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katholiſchen Kirche denjelben Bund Flechten wie mit der evangeliſchen. 
Und diejelbe Vorausjegung bedingt bekanntlich jeit zwei Menjchen: 
altern die gefamte Stellung des Staates zu den beiden in jeinem 
Gebiete vorhandenen Kirchen. Der gute Wille gleichausteilender Se: 
rechtigkeit, dazu eine Zeitſtimmung, welche das konfeſſionell Trennende 
für das Ueberlebte, das chriſtlich Gemeinſame für das Zukunftsmächtige 
hielt, hat den in ſeiner ganzen Anlage und Geſchichte bis auf die 
Knochen proteſtantiſchen Staat ſeit den zwanziger Jahren auf dies 
Prinzip geführt, das nicht ſowohl in der Verfafjung ausgejprochen, 
als in der Doktrin und Praris mächtig geworden it. Nun aber 
giebt es nach der Natur beider „Kirchen“ und namentlich nad) ver 
Art und Weiſe, in der die römische Kirche fich ſeitdem entwidelt hat, 
in der politiichen Doktrin und Weberlieferung kaum eine thörichtere 
und \hädlihere Theorie als dies preußiſche Paritätsprinzip, d. h. das 
— zwei Religionsgeſellſchaften, von denen die eine unter dem 
— „Kirche“ eine Gemeinde der Gläubigen, die andre eine geiſtliche 
eltmonarchie fein will und demgemäß zum Staate eine himmelweit ver- 
— Stellung einnimmt, gleichwohl ſeitens des Staates gleich behan— 
a sum Staate in dasjelbe Verhältnis bringen zu wollen. Wie 
Horftic id und unfinnig das fei, das hat foeben wieder der Windt— 
em ” Antrag unſeren Staatsmännern ad oculos demonſtriert, in— 
Kirche Zul Verhältnis zur Staatsjchule, mit welchem Die evangelijche 
und ENDEN it, als für die römische unerträglich vorgeftellt hat; 
trags ee damit wir auch ihm jein Lob Lajjen, beruht des Ans 
teagfteller iches und bleibendes Verdienft. Cr jelbit freilich, der An 
Sr ei iſt ein begeiſterter Freund des preußiſchen Paritätsprinzips, 
im —— es gilt, die Wiederherſtellung der katholiſchen Abteilung 
tagsſitzun miniſterium zu empfehlen; und ſo hat er auch in der Land⸗ 
„Jebe 2. März dasſelbe aufs eindringlichſte gepredigt. 
am Her 2 Ba gejagt, dem das Intereſſe des Neiches und Preußens 
Fuchs nn tegt (— und wer wüßte nicht, wie jehr Reinecke dem 
durchaus — Beſte allezeit am Herzen gelegen hat —), muß 
ttjche Gehanf nſchen und dringend darauf beftehen, daß der paritä- 
zu jeder Bet voll und ganz zu jeder Zeit im Bewußtſein iſt, und 
„Paritätif G \ — voll und ganz bethätigt wird.“ Was aber der 
und Gen eGedanke“ fei, das hatte ſchon am 27. Febr. jein Freund 
ein — Dr. Mosler verraten: „Meine Herren, Preußen will 
he ae Staat jein; — mas verjteht man unter Parität? 

Konfeffione, dab eine und diefelbe Schablone an die verjchiedenen 
handelt angelegt wird, jondern daß eine jede nad) ihrer Eigenart 
ihrer €; wird, Siernach wäre alſo das die Parität, Daß die nad) 
igenart dienftwillige Konfeffion dienen dürfte, und die nad) 
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ihrer Eigenart herrſchſüchtige Konfejfion herrſchen dürfte, oder Die 
Barität wäre zugleich die Smparität, — die Imparität zu Gunſten der 
Römischen und zum Schaden der Evangeliſchen. In der That hat 
ſich die Ausführung des Paritätsprinzips in Preußen in vielen Fällen 
dahin gejtaltet. Aber wenn wir nicht irren, jo ift die Geduld der 
Evangelifchen mit diefem Paritätzprinzip heute am Tage jo ziemlich 
erichöpft. 

Sc Habe vor ein paar Jahren in einer feinen Schrift „Das 
preußiſche Paritätsprinzip“ (Halle 1886) die Widerfinnigkeit und Ver- 
derblichkeit Diefes Wahnprinzips dargethan. Sch habe nachgewieſen, 
daß — die Rechtsparität des katholiſchen und evangeliſchen Bürgers 
im Staate in allen Ehren — die Anwendung desſelben auf die Kirchen 
als folche nichts anderes fei, als der Vorſatz des Landmanns, Wolf und 
Schaf paritätifch zu behandeln; daß der Staat vermoge dieſes uns 
möglichen Prinzips in eine durchaus unparitätiſche Behandlung beider 
Kirchen, in die möglichfte Deferenz gegen Die römische und die mög— 
lichjte Nückfichtslofigkeit gegen die evangeliſche hineingeraten jei, und 
daß es feinen vernünftigen Ausweg gebe, als (mie das Gentrumsmitglied 
Herr Mosler jagt!) jede von beiden Konfejjtonen nach ihrer eigen- 
tümlichen Natur und daher entjpringenden prinzipiellen Stellung zum 
Staate zu behandeln; d. h. auf die evangelijche Das Syſtem ber ne 
meinjchaft vom Staat und Kirche, auf Die römiſche das Syſtem Der 
Trennung von Staat und Sirche anzumenden. Die Fleine Schrift iſt 
im ſtillen von manchem einſichtigen Manne mit warmer Zuſtimmung 
geleſen und verdankt worden, aber die Zeitungen haben bei der herr- 
ſchenden Lofung, die Kirchliche Frage als em noli me tangere zu 
behandeln, faft durchgehends ihre Grörterung vermieden. Da ward 
mir die Genugthuung zu teil, daß kurz Darauf der Fürſt⸗Reichslanzler 
faft mit meinen Worten die Thorheit des Paritätsprinzips öffentlich 
fennzeichnete: „Cine Gleichheit Der beiden Kirchen im preußiſchen 
Staate” — fagte er in der großen firchenpolitiien Verhandlung des 
Mai 1887 — „ift ja nad) ihrer ganzen Beſchaffenheit nicht möglich; 
fie find incommenſurable Größen . .. Die fatholijche Kirche iſt in 
Preußen urjprünglic im Gaftrecht geweſen, und daraus ift allmählich 
eine Mitbefiserin des Hauſes geworben, aber der urjprüngliche Be— 
fier ift immer der preußiſche Staat, und eine jolche Gleichſtellung 
führt zum Nonſens.“ Mit nicht minderem Vergnügen habe ich um 
dieſelbe Zeit in dem zweiten Schreiben Leos XIII. an den Münchener 
Nuntius in der Septennatsangelegenheit das Anerkenntnis geleſen, daß 
„der Proteſtantismus in Deutjchland als Staatsreligion angenommen“ 
ſei. Als Staatsreligion: das involviert doch jelbjtverftändlich, 
daß das Verhältnis des Staates zur proteftantijchen Kirche ein andres, 
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intimeres jein muß, als zur römiſchen; daß aljo Katholiken, welche 
in der Stimme des Papftes die unfehlbare Gottesſtimme erkennen, 
ji) niemals auf das Paritätöprinzip berufen und für ihre Kirche Die 
gleichen Vertrauensakte anjprechen dürfen, welche der Staat der evan— 
gelijchen erweiſt. Geſtützt auf dieſe beiden höchjten Autoritäten unjrer 
Zeit, darf ich es wagen, meine angedeutete Anſicht von dem prinzi⸗ 
piell verſchiedenen Verhältnis unſeres Staates zu den beiden Kirchen 
auf die vorliegende Schulfrage anzuwenden. 

Die römiſche Kirche hat ſeither zur Volksſchule und deren Reli— 
gionsunterricht das gleiche Rechtsverhältnis gehabt wie die evangelijche. 
Ihre Wortführer im Lande erklären, fic) mit demjelben nicht begnügen 
zu fönnen. Gut, man thue ihnen ihren Willen, aber ohne daß der 
Staat fi etwas dabei vergiebt. Man überlafje ihren kirchlichen Or⸗ 
ganen den Religionsunterricht, der ſeither in der Volksſchule erteilt 
worden iſt, — aber außerhalb dieſer Volksſchule. Ob der 
katholiſche Religionsunterricht nach gegenwärtiger vatikaniſcher Ortho— 
doxie und jeſuitiſcher Methode überhaupt noch eine bildende und er— 
ziehende Macht iſt, haben wir Proteſtanten gute Gründe zu bezweifeln; 
jedenfalls wäre derſelbe in der Verfaſſung, wie der Windthorſtſche 
Antrag ihn will, aus dem inneren Zuſammenhang mit dem ſtaatlichen 
Unterrichts- und Erziehungsſyſtem jo losgelöſt, daß die Volksſchule 
nichts verlöre, wenn er auch aus ihrem äußeren Nexus ausſchiede. 
Die evangeliſche Volksſchule bliebe natürlich von dieſer Veränderung 
unberührt; ihr Religionsunterricht würde wie bisher erteilt und ges 
leitet; und auch die fatholiihe Schule müßte darum noch nicht auf 
jedes religiös-fittlihe Bildungselement verzichten. Da Die zehn Gebote 
und die bibliſche Gefchichte weder katholiſch noch antikatholiſch ſind, 
ſo würden ſie — ohne jede Verletzung der Gewiſſensfreiheit N 
ven Volkſchullehrern im Auftrage des Staates nad) mie vor den 
Kindern eingeprägt und fruchtbar gemacht mwerden können. Dagegen 
den ganzen römiſch⸗katholiſchen Religionsunterricht jamt allen dazu 
gehörigen „Übungen“ könnten dann die katholiſchen Organe tn ihren 
Pfarrhäuſern oder Unterrichtsſtuben leiten, beſorgen, erteilen ganz wie 
es ihnen beliebte, natürlich auf eigne Koſten, aber auch befreit von 
aller der Staatsaufſicht und den Rückſichtsnahmen, die ihnen die 
Eingliederung in den äußeren Volksſchulorganismus auch nach dem 
Windthorſtſchen Antrage noch auferlegen würde. 

Allerdings, es wäre das ein erſter bedeutſamer Schritt auf der 
Bahn der Trennung von Staat und römiſcher Kirche, und davor 
ſcheuen manche Staatsmänner und Politiker gewohnheitsmäßig zurück. 
Warum? das iſt eigentlich nicht einzuſehen, da uns die bisherige Zu— 
ſammenjochung zweier in ihrer innerſten Natur widerſtreitenden Weſen 
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weder Liebe noch Frieden, im Gegenteil — wie natürlich — nur 
Zorn und Hader eingetragen hat und an den ſtaatlichen Aufſichts— 
rechten über die römiſche Kirche ohnedies nichts mehr zu verlieren it. 
Vielmehr, wir würden ohne Zweifel dann ſchiedlicher, friedlicher leben, 
und nicht nur das, jondern e3 würde auch, wenn die ſtarke preußiſche 
Regierung der römischen Kirche gegenüber einmal jo viel Mut ge 
wänne wie die jchwache italienische, den Mut des Jgnorierens und 
Gehenlaſſens, die Herrlichkeit des Nomanismus bei und vermutlich 
ſehr bald auf denſelben Gefrierpunkt ſinken wie in Ztalien. Weil 
aber die Eugen Politiker des Utramontanismus das aud) bedenken; 
weil fie jehr wohl wiſſen, daß die Machtſtellung ihrer Kirche in 
Preußen weit weniger auf innerer Kraft und Leiftung, als auf dem 
Nimbus von Ehren, Vorrechten, Rückſichten, Gelomitteln beruht, mit 
dem der Staat fie umgiebt, jo würde für den vorliegenden Fall es 
wahrſcheinlich ausreichen, daß man ihnen jene Perſpektive nur zeigte. 
Angeſichts dieſer Perſpektive würde dann aller Wahrſcheinlichkeit nach 
den guten Katholiken in Preußen ſehr bald der autoritative Nat er: 
teilt werden, folche Anträge wie die Windthorftichen lieber zu unters 
lajjen und temporum ratione habita das Jod) der preußiſchen Volls⸗ 
ſchulverfaſſung ruhig weiter zu tragen; und damit wäre ja auch ſchon 
etwas erreicht. — 


Soeben erjchien im Perlage von Eugen Strien in 
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Inlins Werner. 


Eleg. broſchiert 2 Mt. 40 Pfg. 


Der. Verfafjer des kürzlich erjchienenen „Sohann Eberlin von Günz- 
burg, der evangelifch-joziale Volksfreund‘ veröffentlicht in obigem eine furze 
Reihe von Borträgen (in verjchiedenen Städten gehalten) und Auflägen, 
die unter deutjchenationalem Gefihtspunft Ereignifje, Perjönlichkeiten und 
Tragen behandeln, welche dem proteftantijchen und nationalen Empfinden 
recht eigentlich zeitgemäß find. Das erfte Kapitel „Drei Kaifer“ bringt 
die nationale, evangelifhe und joziale Bedeutung der Hohenzollern zu 
lebensvollem Bewußtſein. Die „deutihenationalen Geiſteshelden“ 
Luther, Arndt und Bismarck zeigen die perſönliche Durchdringung von 
Deutſchtum und Chriſtentum. Die dritte Abteilung entrollt die „deutſch— 
nationalen Bewegungen in der Vergangenheit und Gegenwart“ 
mit Einſchluß des deutſchen Kulturkampfes in Dfterreich-Ungarn. Das 
Schlußkapitel wendet ſich „gegen die kirchliche und ſoziale Lau— 
heit”. — Das Ganze iſt wie Werner's Eberlin in „ſchöner packender 
Sprache“ geſchrieben und bietet allen nationalsgejinnten und evan— 
geliſchen Kreifen eine höchſt anregende Lektüre. 
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von Foyola. Bon Gymnafial-Dir. Dr. Weider in Stettin. (10 Pig.) 
97. (111. Cerie, 3) Römiſche Miffionspraris auf den Karolinen. Bon 
Paſtor Frib Fliedner in Madrid. (15 Pig) 28. (IT. Cerie, 4) 
Die römiſch⸗ tatholiſchen Anſprüche an die preußiſche Volksſchule. Be- 
feuchtet von Willibald Beyſchlag. (20 Rfg.) 29. (M. Serie, 5) 
Wunderſucht und Wunderſcheu. Won Dr. Fr. Danneil, Paſtor in 
Jersleben. (10 Pfg.) 80. II. Serie, 6) Die neueſte Antiſtlaverei— 
betegung und die evangeliiche Miſſion in Oftafrifa. Yon Dr. Bär- 
winkel, Pfarrer an der Regler Kirche und Norfigender des evangeli- 
jchen Minifteriums in Erfurt. (15 Pfg.) 31. (IT. Serie, D) Können 
wir troß der Kampfesziele unferes Bundes mit den deutſchen Katholiken 
in Frieden leben? Vortrag don Dberlandesgerichtsrat Drache in 
Naumburg a. ©. (15 Pig.) 32. 33. (III. Serie, 8, 9) Die religiöje 
Erziehung der Kinder nad) dem Entwurf des bürgerlichen Geſebbuchs 
für das deutſche Neid) und Abänderungsvorichläge, Yon R. Dradıe, 
Dberlandesgerichtsrat in Naumburg a. & (Rreis 60 Pf.) 34. 35. 36. 
III. Serie, 10. 11. 12.) Aus den Verhandlungen der III. General- 
verſammlung des Evang. Bundes zu Elena 30, Sept. bis 3. Oft, 
1889. (Preis 20, 25 und 20 Pig.) 





IV. Reihe (Heft 1—12) Abonnementspreis 2 ME. 


37. (IV. Reihe, 1) Unjer gemeinfamer Glaubensgrund im Kampf 
gegen Nom. Von Kirchenrat D. Lipjius. Vortrag auf der dritten 
Generalverfammlung des Evang. Bundes in Eiſenach. (Preis 20 Pig.) 
(Bergriffen.) 38. (IV. Reihe, 2) Gegen römijch-Fatholische Wiedertaufe. 
Bon Prof. D. Witte. (15 Big.) 39. (IV. Neihe, 3) Der fittliche 
Charakter der Sejuiten, eine notwendige Folge ihrer erjten Erziehung. 
Bon Dr. A. Kraus. (20 Pfg.) (Bergriffen.) 40. (IV. Reihe, 4) Offener 
Brief an die römijch-Fatholiichen Bischöfe und Erzbijchöfe im deutjchen 
Neich, — eine evangeliiche Antwort auf den Fuldaer Hirtenbrief — vom 
20. Aug. 1889. (Der Hirtenbrief ift im Abdrud vorausgejchidt.) (40 Pig.) 
41. (IV. Reihe, 5) Römiſche Bruderliebe, Eine Gejchichte aus der Refor— 
mationszeit. Den Quellen nacerzählt von G. Gutbrod, ev. Pfarrer 
(20 Big.). 42/43. (IV. Reihe, 6/7) Die Segnungen des Protejtantismus 
für Volt und Baterland von Heyn, Paſtor in Greifsivald. 4. ¶ V. Reihe 8 
Das Martyrium Philipps des Großmütigen in ſeiner belgiſchen Haft. 
Bon Dir. Brof. Dr. Schädel in Offenbach a. M. (20 Pig.) 





Derlag der Buhbandfung des Evang. Bundes von Earl Diranı. 


Die Hohenzollern 


ımter der 


x .o » po 
Fahne des evangelifden Glaubens 
und Der 
volksfreundlichen Sozialreform 
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Prof. W. Frommel in Heidelberg ſchreibt dariiber: 

„Die großen Öejtalten der Vorzeit in ihrem Wirken und Streben 
der Gegenwart vorzuhalten, iſt eines der wirkfjamjten Mittel, dem 
Peſſimismus und dem stleinglauben der Gegenwart erfolgreic) entgegen 
zu arbeiten, und id habe den Gindrud, als fei Die borliegende Schrift 
hierzu in befonderem Maße geeignet,“ 
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